Satzung des gemeinnützigen Fördervereins der Stadtteilschule Arheilgen

in Darmstadt- Arheilgen


§ 1
Name, Sitz, Geschäftsjahr

(1) Der Verein trägt den Namen „ Förderverein Stadtteilschule Arheilgen e.V.“.

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Darmstadt und ist ins Vereinsregister beim Amtsgericht Darmstadt einzutragen.
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
§ 2
Zweck und Aufgaben

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenverordnung.

(2) Ziel und Zweck des Vereins ist die Förderung der Beziehungen zwischen der Stadtteilschule, ihren Schülern, den Eltern, ihren ehemaligen Schülern, Freunden und Förderern der Schule, die Schüler in sozialer Hinsicht zu unterstützen, zur Verbesserung der Ausstattung der Schule beizutragen und sie in ihrer kulturellen Arbeit zu begleiten.

(3)
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden.

(4)
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 3
Mitgliedschaft, Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person sowie jede Körperschaft des öffentlichen Rechts werden. Ein Mitglied hat auf der Mitgliederversammlung Teilnahme-, Beratungs- und Stimmrecht. Das Stimmrecht ruht, wenn das betreffende Mitglied mit der Beitragszahlung im Rückstand ist.

(2) Über die Höhe und Fälligkeit des jährlichen Mitgliedsbeitrages beschließt die Mitgliederversammlung.

(3) Über die Aufnahme entscheidet nach schriftlichem Antrag der Vorstand.

(4) Die Mitgliedschaft erlischt durch schriftliche Austrittserklärung gegenüber dem Vorstand zum Jahresende, durch Tod oder durch Auflösung des Vereins.

§ 4
Organe des Vereins

Organe des Vereins sind

1.
die Mitgliederversammlung

2.
der Vorstand

§ 5
Mitgliederversammlung

(1) 
Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung, sie hat insbesondere folgende 


Aufgaben:



- Die Jahresberichte entgegenzunehmen und zu beraten,



- Rechnungslegung für das abgelaufene Geschäftsjahr,



- Entlastung des Vorstandes,



- Wahl des Vorstandes,



- über die Satzung, Änderungen der Satzung sowie die Auflösung des Vereins zu bestimmen,



- die Kassenprüfer zu wählen, die weder dem Vorstand noch einem vom Vorstand berufenen 



  Gremium angehören und nicht Angestellte des Vereins sein dürfen.

(2)
Eine Mitgliederversammlung ist vom ersten Vorsitzenden, stellvertretend vom zweiten Vor-


sitzenden einzuberufen


a) mindestens einmal jährlich,


b) wenn das Interesse des Vereins es fordert,


c) wenn ein Fünftel der Mitglieder das unter Angabe der Tagesordnung beantragt.

(3)

Die Tagesordnung der ordentlichen Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Punkte 



zu umfassen:

- Bericht des Vorstandes,

- Bericht des Kassenprüfers,

- Entlastung des Vorstandes,

- Wahl des Vorstandes (sofern sie ansteht),

- Wahl von zwei Kassenprüferlnnen (sofern sie ansteht),

- Beschlussfassung über vorliegende Anträge

(4)

Eine ordentliche Mitgliederversammlung wird vom Vorstand des Vereins nach Bedarf, mindes-

tens aber einmal im Geschäftsjahr einberufen. Die Einladung erfolgt 14 Tage vorher schriftlich durch den Vorstand mit Bekanntgabe der vorläufig festgesetzten Tagesordnung an die dem Verein zuletzt bekannte Mitgliedsadresse.

Die Einberufung erfolgt darüber hinaus durch Bekanntgabe in mindestens einem Organ der örtlichen Presse (Arheilger Post) und Aushang in der Schule mindestens 14 Tage vor dem Termin der Versammlung.

(5)

Anträge der Mitglieder zur Tagesordnung sind spätestens eine Woche vor der Mitgliederversammlung beim Vereinsvorstand schriftlich einzureichen. Nachträglich eingereichte Tagesordnungspunkte müssen den Mitgliedern rechtzeitig vor Beginn der Mitgliederversammlung mitgeteilt werden.

Spätere Anträge - auch während der Mitgliederversammlung gestellte Anträge - müssen auf die Tagesordnung gesetzt werden, wenn in der Mitgliederversammlung die Mehrheit der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder der Behandlung der Anträge zustimmt (Dringlichkeitsanträge).

(6)

Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung unverzüglich einzuberufen, wenn es das Interesse des Vereins erfordert oder wenn die Einberufung von mindestens einem Drittel der stimmberechtigten Vereinsmitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird.

(7)

Der/die Vorsitzende oder sein/seine Stellvertreterlnnen leitet die Mitgliederversammlung. Auf Vorschlag des/der Vorsitzenden kann die Mitgliederversammlung eine(n) besonderen Versammlungsleiterln bestimmen.

(8)
Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden in einem Protokoll niedergelegt und vom protokollführenden Mitglied sowie dem/der Vorsitzenden oder sein/seine Stellvertreterlnnen unterzeichnet. Das Protokoll kann von jedem Mitglied auf der Geschäftsstelle eingesehen werden.

§ 6
Stimmrecht/ Beschlussfähigkeit

(1)

Die Beschlussfassung in der Mitgliederversammlung erfolgt durch einfache Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gilt der gestellte Antrag als abgelehnt.

(2)
Eine Ausnahme bilden Beschlüsse über Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins. Hierfür ist eine 2/3- Mehrheit erforderlich.

(3)
Geringfügige Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus formalen Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen.

§ 7
Vorstand

(1) Der Vorstand setzt sich wie folgt zusammen:

- ein/eine Vorsitzende(r)

- ein/eine stellvertretende(r) Vorsitzende(r)

- ein/eine Kassierer(in)

- sowie bis zu 3 Beisitzer

(2)
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 2 Jahren gewählt. Die unbegrenzte Wiederwahl von Vorstandsmitgliedern ist zulässig. 

(3)

Vorstand im Sinne des §26 BGB sind der/die erste Vorsitzende, der/die stellvertretende Vorsitzende und der/die Kassierer(in). Zwei Vorstandsmitglieder vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich.

(4)
Nach Fristablauf bleiben die Vorstandsmitglieder bis zum Antritt ihrer Nachfolger im Amt. 

(5)
Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtsdauer aus, führen die beiden verbleibenden Mitglieder des Vorstandes die Geschäfte bis zur Neuwahl.

(6)

Die Vorstandschaft beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit. Der Vorstand ist beschluss-



fähig, wenn mindestens zwei Mitglieder anwesend sind oder schriftlich zustimmen. Bei 



Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.

(7)
Der/die Kassierer(in) des Fördervereins ist für die Erstellung des Rechnungsberichtes 

zuständig. Er/sie erstattet jährlich der Mitgliederversammlung den Kassenbericht. Die Entlastung erteilt die Mitgliederversammlung auf Antrag zweier vom Vorstandsvorsitzenden vorgeschlagenen und durch die Mitgliederversammlung bestätigten Kassenprüfern.

§ 8
Kassenprüfer

(1)
Über die Jahresmitgliederversammlung sind zwei Kassenprüfer für die Dauer von 

zwei Jahren zu wählen.

(2) Die Kassenprüfer haben die Aufgabe, Rechnungsbelege sowie deren ordnungsgemäße Verbuchung und die Mittelverwendung zu überprüfen sowie mindestens einmal jährlich den Kassenbestand des abgelaufenen Kalenderjahrs festzustellen. Die Kassenprüfer haben die Mitgliederversammlung über das Ergebnis der Kassenprüfung zu unterrichten.

§ 9
Verwendung der Finanzmittel

(1)
Über die Verwendung der Gelder entscheidet der Vorstand. Vor Vergabe werden der/die Schulleiter(in) und der / die Vorsitzende des Schulelternbeirates gehört.

§ 10
Auflösung des Vereins

 (1)     Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt                                                                                                                                                  das Vermögen der Körperschaft an die Stadtteilschule Arheilgen die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat.

.

 (2)
  Beschlüsse über die künftige Verwendung des Vermögens dürfen erst nach Einwilligung durch das Finanzamt ausgeführt werden.

 (3)

Als Liquidatoren werden die im Amt befindlichen vertretungsberechtigten Vorstandsmitglieder bestimmt, soweit die Mitgliederversammlung nichts anderes abschließend beschließt.

Darmstadt, den 20.06.2015
         Satzung 2015

